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Rechtsgrundlagen: 
 
Baugesetzbuch (BauGB) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 221) geändert worden ist 
 
Landesbauordnung (LBO) 
Gesetz vom 08.08.1995 (GBl. S. 617), in Kraft getreten am 01.01.1996, zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 13.06.2023 (GBl. S. 170) m.W.v. 17.06.2023 
 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), die zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist 
 
Planzeichenverordnung (PlanzV90) 
vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist 
 
Gemeindeordnung (GemO) 
In der Fassung vom 24.07.2000 (GBl. S. 582, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
27.06.2023 (GBl. S. 229) m.W.v. 01.07.2023, Stand: 01.08.2023 aufgrund Gesetzes vom 
04.04.2023 (GBl. S. 137) 
 
 
 
 
 

 
 
Dieser Textteil ist eine Mehrfertigung / das Original des Bebauungsplans und der örtlichen 
Bauvorschriften, die vom Gemeinderat am xx.xx.2023 beschlossen wurden. 
 
Giengen an der Brenz, den 
 
……………………………… 
(Henle) Oberbürgermeister 
 
 
 
Ausfertigungsvermerk: 
Der Bebauungsplan und die örtlichen Bauvorschriften sind in der vorliegenden Fassung vom 
Gemeinderat in der Sitzung vom xx.xx.2023 beschlossen worden. Hiermit wird die 
Bekanntmachung gem. § 10 (3) BauGB in Verbindung mit § 74 (7) LBO angeordnet. 
 
Giengen an der Brenz, den 
 
……………………………… 
(Henle) Oberbürgermeister 

https://dejure.org/cgi-bin/suche?Suchenach=GBl.+1995+S.+617
https://dejure.org/cgi-bin/suche?Suchenach=GBl.+2023+S.+170
https://dejure.org/cgi-bin/suche?Suchenach=GBl.+2000+S.+582
https://dejure.org/cgi-bin/suche?Suchenach=GBl.+2023+S.+229
https://dejure.org/cgi-bin/suche?Suchenach=GBl.+2023+S.+137
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Schriftlicher Teil zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan und Satzung über die örtlichen 
Bauvorschriften „Umbau Grabenschule"  
 
Mit In-Kraft-Treten dieses Bebauungsplanes treten im Geltungsbereich alle bisherigen örtlichen 
Vorschriften außer Kraft; dies gilt insbesondere für bisherige Bebauungspläne. 
 
Allgemeiner Hinweis: 
Der Vorhaben- und Erschließungsplan ist Bestandteil des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans 
(gem. § 12 Abs. 3 BauGB) und ist ebenfalls bindend (gem. § 12 Abs. 1 BauGB). 
 
I Festsetzungen zum Bebauungsplan „Umbau Grabenschule" 

(§ 9 BauGB u. BauNVO) 
 
 

1. Art der baulichen Nutzung  
(§ 9 (1) 1 BauGB u. § 1 (2) BauNVO) 

 
„Urbanes Gebiet – MU" gemäß § 6a BauNVO. 
 
Im „Urbanen Gebiet – MU“ sind die in § 6a (2) Nr. 1-4 BauNVO genannten 
Arten von Nutzungen zugelassen.  
 
Die gem. § 6a (2) Nr. 5 BauNVO genannten Arten von Nutzungen sind nicht 
zugelassen. 
 
Die gem. § 6a (3) genannten Ausnahmen (Vergnügungsstätten und 
Tankstellen) sind nicht zugelassen. 
 
 

2. Grund- und Geschossflächenzahl 
(§ 9 (1) 1 BauGB u. §§ 16, 17, 19, 20 BauNVO) 

 
Siehe Einschrieb im Lageplan. 
 
Grundflächenzahl GRZ    =  0,8  
 
 

3. Zahl der Vollgeschosse 
(§ 9 (1) 1 BauGB u. § 16 und 20 (1) BauNVO u. § 2 (6) LBO) 

 
Siehe Einschrieb im Lageplan.  
 
Die Zahl der Vollgeschosse beträgt Z = IV 
 
 

4. Bauweise 
(§ 9 (1) 2 BauGB u. § 22 BauNVO) 

 
Siehe Einschrieb im Lageplan 
 
Es gilt die offene Bauweise gem. § 22 (2) BauNVO. 
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5. Flächen für Garagen und Stellplätze 
(§ 9 (1) 4 BauGB u. § 12 (6) BauNVO) 

 
Nicht überdachte Stellplätze sind auch außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig, ausgenommen in erforderlichen Sichtfeldern 
(vgl. Ziff. II. 6). 
 
 

6. Nebenanlagen 
(§ 9 (1) 4 BauGB u. § 14 und § 23 (5) BauNVO) 

 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 (1) BauNVO in Verbindung mit § 23 (5) 
BauNVO sind innerhalb und außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig. 
 
Die nach § 14 (2) BauNVO der Ver- und Entsorgung dienenden 
Nebenanlagen sind allgemein innerhalb und außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig. 
 
 

7. Höhenlage der baulichen Anlagen 
(§ 9 (2) BauGB und § 16 u. 18 BauNVO) 

 
Die Höhenlage des Bestandsgebäudes ist einzuhalten. 
 
 

8. Gebäudehöhen 
(§ 16 und 18 BauNVO) 

 
Die max. zulässige Gebäudehöhe (GH, Höchster Punkt der 
Dachkonstruktion) der Bestandsgebäude ist einzuhalten. 
 
Ausnahmen für technische Aufbauten (z. B. Kamine, klimatechnische 
Anlagen) können zugelassen werden. 
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9. Flächen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

(§ 9 (1) 24 BauGB) 
 
Am zu sanierenden Gebäude gilt zum Schutz von schädlichen 
Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundessimmissionsschutzgesetztes 
Folgendes: 
 
Unabhängig von weiteren passiven Lärmschutzmaßnahmen an den 
Fassaden gilt, dass an Fassaden, welche in der Nacht einem Lärmpegel von 
> 45 dB(A) ausgesetzt sind, nachts die Fenster an Schlafräumen nicht 
geöffnet bzw. nicht zur Belüftung genutzt werden können. Sie müssen mit 
Lüftungselementen ausgerüstet werden, um die geforderte Schlafqualität zu 
erreichen; siehe hierzu Gutachten 9/IV/21 Loos und Partner, 
Bearbeitungsstand 02.02.2024. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Balkone im Norden nur eingeschränkt 
für die Erholung genutzt werden können. 
 
 

10. Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft 

(§ 9 (1) 20 BauGB) 
 
 

10.1 Stellplätze auf den privaten Grundstücken sind wasserdurchlässig zu 
befestigen. Niederschlagswasser von sonstigen befestigten Freiflächen wie 
Terrassen, Wegen, usw. ist möglichst breitflächig über die belebte 
Bodenzone zu versickern, eine konzentrierte Versickerung ist unzulässig. 

 
10.2 Zur Dacheindeckung von Gebäuden ist die Verwendung von nicht 

beschichteten Blechen, insbesondere aus Kupfer, Zink und Blei, unzulässig. 
 
 

11. Stellung der baulichen Anlagen 
 
Die Stellung des Bestandsgebäudes ist einzuhalten. 
 
 

12. Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 
 (§ 9 (1) 11 BauGB) 

 
 

Die im Lageplan dargestellte Verkehrsfläche mit besonderer 
Zweckbestimmung erhält einen verkehrsberuhigten Ausbau und wird 
gemischt genutzt als Gehfläche, Fahrfläche oder Stellfläche. 
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II Nachrichtlich übernommene Festsetzungen und Hinweise zum Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan „Umbau Grabenschule" 
(§ 9 (6) BauGB) 
 
 

1. Wasserschutzzone 
(§ 19 (1 u. 2) WHG u. RVO des RP Stuttgart v. 14.12.77)  

 
Das Baugebiet liegt in der weiteren Schutzzone III für das 
Wasserschutzgebiet „Fassungen im Brenztal“, Schutzgebietsnummer 
135/001/1. Die Rechtsverordnung vom 14.12.1977 ist zu beachten. 
 
 

2. Bodenschutz 
(BBodSchG) 

 
Die Grundsätze des sparsamen und schonenden Umgangs mit Boden sind 
zu beachten (§ 202 BauGB). 
Der Erdaushub aus der Baugrube ist soweit wie möglich auf dem 
Baugrundstück gleichmäßig und in Anpassung an das Nachbargrundstück 
einzubringen. 
 
Humoser Oberboden und Unterboden sind getrennt auszubauen, zu lagern 
und wieder einzubauen.  
 
Fallen zu hohe Mengen Aushub an oder solcher, der sich nicht zum 
Massenausgleich eignet (z. B. felsiges Material), so ist eine 
Wiederverwertung auf anderen Flächen vor einer Deponierung zu prüfen. 
Die Verwertung auf Böden in Wasserschutzgebieten bedarf der Zustimmung 
des Landratsamtes Heidenheim. 
 
Geplante Grünflächen oder Anlagen zur gärtnerischen Nutzung sind in einer 
verdichtungsarmen Verfahrensweise zu bearbeiten, sollen nicht als 
Arbeitsfläche oder Aushubzwischenlager genutzt werden, um 
Beeinträchtigungen der natürlichen Bodenfunktionen zu vermeiden.  
 
Zur Vermeidung von Erosion sind unbefestigte Flächen umgehend zu 
begrünen.  

 
Zum Schutz des Mutterbodens ist der humose Oberboden von allen zu 
befestigenden Bau- und Baubetriebsflächen abzutragen und vor Vernichtung 
oder Vergeudung zu schützen. Dabei darf er nicht mit bodenfremden, 
insbesondere pflanzenschädlichen Stoffen vermischt werden (§ 202 
Baugesetzbuch).  
 
Zum Schutz vor Erosion sind nichtüberbaute und unbefestigte Flächen als 
Grünflächen anzulegen oder anderweitig zu begrünen (§ 9 
Landesbauordnung). 
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3. Starkregen 
 

Prinzipiell jede Bebauung, auch fernab von Gewässern, kann von einem 
Starkregenereignis betroffen sein. Starkregenereignisse sind lokal begrenzte 
Regenereignisse mit großer Niederschlagsmenge und hoher Intensität. 
Daher stellen sie ein nur schwer zu kalkulierendes Überschwemmungsrisiko 
dar. Potenziellen Bauherren wird empfohlen, sich über das Risiko vor Ort zu 
informieren und eigenverantwortliche Vorsorgemaßnahmen zu treffen. 
 
 

4. Bodendenkmale 
(§ 20 DSchG) 

 
 

Bei Vollzug der Planung können bisher unbekannte Funde entdeckt werden. 
Diese sind unverzüglich einer Denkmalschutzbehörde oder der Stadt 
anzuzeigen. Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf des vierten 
Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern 
nicht die Denkmalschutzbehörde mit einer Verkürzung der Frist 
einverstanden ist. Diese Verpflichtung besteht nicht, wenn damit 
unverhältnismäßig hohe Kosten oder Nachteile verbunden sind und die 
Denkmalschutzbehörde es ablehnt, hierfür Ersatz zu leisten (§ 20 DSchG). 
Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 27 DSchG wird 
verwiesen. 
 
 

5. Altablagerungen, Altlasten 
 
Sollten im Zuge der weiteren Planung oder späteren Baumaßnahmen 
Untergrundverunreinigungen mit umweltgefährdenden Stoffen bekannt 
werden, ist das Landratsamt Heidenheim, Fachbereich Wasser- und  
Bodenschutz zu verständigen (§ 3 Landes-Bodenschutz- und 
Altlastengesetz (LBodSchAG), § 23 (1) Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetz 
(LKreiWiG)). 

 
 

6. Sichtfelder 
 
Die nach den geltenden straßenverkehrsrechtlichen und straßenrechtlichen 
Vorschriften erforderlichen Sichtfelder an Einmündungen und 
Knotenpunkten sind freizuhalten. Dies gilt insbesondere für Bauwerke, 
Anpflanzungen, Einfriedungen und parkende Fahrzeuge. 
 
Die erforderlichen Sichtfelder sind auch an Grundstückszufahrten 
freizuhalten. 

 
 

7. Gartenanlagen 
(§ 21a Naturschutzgesetz, § 9 Abs. 1 S. 1 LBO)  

 
Auf die Verpflichtung zur Hinwirkung auf insektenfreundliche 
Gartengestaltung (keine Schotterungen, Belassen der 
Wasseraufnahmefähigkeit der Gartenflächen) wird hingewiesen. 
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8. Artenschutzfachliche Maßnahmen 

 
Auf den „Fachbeitrag Artenschutz zur artenschutzrechtlichen Prüfung 
bezüglich der Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG für das 
Bebauungsplanverfahren „Grabenschule – Giengen a. d. Brenz“, 
Büro Dr. Schuler, Neu-Ulm, vom 07.06.2023, wird hingewiesen. 
 
Hiernach sind im Rahmen folgende beschriebene Maßnahmen zur 
Vermeidung der Zugriffsverbote mit einer ökologischen Baubegleitung 
durchzuführen (s. Fachbeitrag Artenschutz Seite 11): 
 
Die Maßnahmen 8.1 bis 8.3 sind je nach Zeitpunkt der Sanierung 
entsprechend anzuwenden. 
 

8.1  V 1a: Sanierung zwischen dem 01.10 – und Ende Februar: 
Die Löcher in der Fassade sowie Spalten und Höhlungen in den 
Innenräumen sind vorab auf Besatz von Fledermäusen/Vögeln zu 
kontrollieren (Endoskop). 
Dies kann bereits im Herbst durchgeführt werden. Falls diese gut einsehbar 
sind und nicht als Winterquartier genutzt werden, sind sie direkt zu 
verschließen. Falls Fledermäuse nachgewiesen werden oder die Löcher 
schwer einsehbar waren, ist das weitere Vorgehen mit der Unteren 
Naturschutzbehörde abzustimmen 
 

8.2 V 1b: Sanierung ab dem 01.03. bis Mitte August: 
Vor dem 01.03. sind die Fassadenhöhlungen und Spalten vorab auf Besatz 
von Fledermäusen/Vögeln zu kontrollieren (Endoskop). Dies kann bereits im 
Herbst durch einen Fachmann für Fledermäuse durchgeführt werden. Falls 
diese gut einsehbar sind und nicht als Winterquartier genutzt werden, sind 
sie direkt zu verschließen. Falls Fledermäuse nachgewiesen werden oder 
die Löcher schwer einsehbar waren, ist das weitere Vorgehen mit der 
Unteren Naturschutzbehörde abzustimmen. 
Ist kein Besatz gegeben, sind sämtliche Löcher und Nischen vor dem 01.03. 
in den betroffenen Fassadenbereichen und im Bereich der Dachtraufe zu 
verschließen, damit sich keine Vögel und Fledermäuse ansiedeln. 
 

8.3 V 1c: Sanierung ab Mitte August bis 1. Oktober: 
Falls die Höhlungen/Spalten nicht im Winterhalbjahr verschlossen werden 
konnten, so sind sie im zeitigen Frühjahr, zu kontrollieren und mit 
Einwegverschlüssen zu versehen, sodass Tiere ausfliegen aber nicht mehr 
einfliegen können. Vor Baubeginn Vorab-Überprüfung sämtlicher Nischen im 
Bereich der Dachtraufe auf Vorkommen von Vögeln und Fledermäusen. 
 

8.4 V2: Schutz Bäume Umfeld:  
Die Bäume im östlichen Untersuchungsgebiet sowie die Straßenbegrünung 
im Norden sind zu erhalten und vor den Baumaßnahmen zu schützen. 
Baustelleneinsatzflächen sind mit mindestens 10 m Abstand zu den Bäumen 
zu wählen. Eine Beleuchtung von den Bäumen ist nicht zulässig. 
 

8.5 (V3) Ersatzkästen für Fledermäuse:  
Anbringung von fünf Fledermauskästen für Langohren (Rundkästen an 
Bäumen im Umfeld). Bei einer Gestaltung der Fassade mit einer Holzfassade 
ist auch eine fledermausfreundliche Gestaltung ohne den Einbau von Kästen 
möglich (s. Fachbeitrag Artenschutz, Abbildungen Anhang Seite 25). 
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Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen sind nicht notwendig. 
 
Naturschutzfachlicher Hinweis: 
 
Folgende Maßnahmen werden empfohlen und können auf freiwilliger Basis 
durchgeführt werden: 
 
Ersatzkästen für Fledermäuse:  
Auf freiwilliger Basis können zusätzlich zu den oben genannten 
Höhlenkästen für Langohren Fledermauskästen oder Großraumkästen an 
das Gebäude angebracht werden. Bevorzugt wären 3 bis 7 Kästen als 
Einbaukästen in die neuen Gebäude (Winterquartiere; drei Kästen an der 
Südseite/drei an der Ostseite und einer an der Nordseite) und drei als 
Aufsatzkästen an einem Gebäude oder Bäumen im Umfeld. 
 
Ersatzkästen für Haussperlinge:  
Es können zusätzlich zwei Nisthöhlen für Haussperlinge in oder an der 
Fassade der neuen Gebäude angebracht bzw. im Umfeld aufgehängt 
werden. 
 
 

9. Versickerung 
(Verordnung des Ministeriums für Umwelt und Verkehr vom 22.03.1999)  

 
Dezentrale Beseitigung von Niederschlagswasser von Dachflächen und 
befestigten Flächen durch Versickerung darf nur über die belebte 
Bodenschicht der Geländeoberfläche (z. B. Rasenmulden) erfolgen. Die 
Anlage von punkt- oder linienförmigen Versickerungen, die in den 
Untergrund einschneiden (z. B. Sickerschächte oder Sickergräben) ist nicht 
zulässig. 
 
 

10. Baudenkmal 
(§ 2 DSchG) 

 
Das zu sanierende Gebäude steht unter Denkmalschutz. 
 
Die Denkmalschutzbehörde ist bei den Umbaumaßnahmen 
miteinzubeziehen. 
 
Objekt: Grabenschulhaus, Baujahr: 1864, PK-Nr.: 1267 
 
Die ehemalige Grabenschule, die in schulhaustypologischer, stadt- und 
stadtbaugeschichtlicher Hinsicht von wichtiger Bedeutung ist, ist 
Kulturdenkmal aus wissenschaftlichen und heimatgeschichtlichen Gründen; 
seine Erhaltung liegt insbesondere wegen seines dokumentarischen und 
exemplarischen Wertes im öffentlichen Interesse. 
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III Satzung über die örtlichen Bauvorschriften Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Umbau 
Grabenschule“ 

(§ 74 LBO) 
Die örtlichen Bauvorschriften gelten für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Umbau Grabenschule“. 

 
1. Einfriedigungen 

(§ 74 (1) 3 LBO) 
 
Einfriedungen sind nicht zugelassen. 
 
 

2. Werbeanlagen 
(§ 74 (1) 3 LBO) 

 
Werbeanlagen sind nicht zulässig. 
 
 

3. Versorgungsleitungen 
(§ 74 (1) 5 LBO) 

 
Die Verkabelung der Niederspannungsleitungen (Elektrische Leitungen) ist 
bei sämtlichen Gebäuden zwingend, Dachständer und Freileitungen sind 
nicht zugelassen. 
Hinweis: Telekommunikationsleitungen sind von dieser Festsetzung nicht 
berührt. 
 
 

N:\Projekte\21085 Giengen Sanierung und Umbau Grabenschule\2-Arbeit\1_Vorentwurf\1_Text_Tabellen\T220113_Textteil_BP_ehem Grabenschule_VE.docx 


